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Entschließungsantrag 

des Abgeordneten Dr. Johannes Hübner, MMMag. Dr. Axel Kassegger 
und weiterer Abgeordneter 
betreffend NEIN ZU TTIP UND CETA 

eingebracht im Zuge der Debatte zu Tagesordnungspunkt 4: Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaft und Industrie über das Stenographische Protokoll der parlamentarischen Enquete 
zum Thema "CETA und TTIP - Die Freihandelsabkommen der EU und ihrer Mitgliedstaaten 
mit Kanada und den USA" (11 1-305/1275 d.B.) in der 146. Sitzung des Nationalrates am 12. 
Oktober 2016 

Über das fertig verhandelte und vorliegende Freihandelsabkommen zwischen der EU 
und Kanada namens "CETA", das als Blaupause für das noch weit umstrittenere 
Vertragswerk mit den USA "TTIP" dient, stehen in diesen Wochen die entscheidenden 
Beschlüsse zunächst auf Europäischer Ebene bevor. Bereits für den 18. Oktober 2016 
sind die entsprechenden Ratsbeschlüsse über Unterzeichnung und Abschluss aber 
auch über die vorläufige Anwendung des Freihandelsabkommens CETA geplant, und 
das ohne die Einbindung der nationalen Parlamente. 

Die für die Verhandlungen zuständige EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström 
sowie alle anderen verantwortlichen Mitglieder der Kommission haben klargestellt, 
dass sie für den Abschluss des Freihandelsvertrags TTIP - praktisch ohne "wenn und 
aber" - sind , da dieser hunderttausende - manchmal hört man sogar "Millionen" -
Arbeitsplätze schaffen und sichern würde. 

Kritische Stimmen über die Unhaltbarkeit dieser Behauptungen, die Nachteile dieses 
Abkommens für die europäische Wirtschaft, die Ökologie, insbesondere die 
Regionalität und die Kleinstrukturierung der Landwirtschaft, werden ebenso wie die 
drohenden schweren Schäden für Demokratie und Selbstbestimmung der 
Europäischen Völker (Schiedsgerichte und dergleichen) beiseitegeschoben. 
Nunmehr wurde trotz zunehmenden Widerstands bereits die 15. 
Verhandlungsrunde eröffnet. 

Nachverhandlungen hinsichtlich des für die österreichischen und europäischen 
Interessen ebenso schädlichen CETA - Freihandelsabkommens mit Kanada lehnt 
Kommissarin Malmström überhaupt kategorisch ab. 
Die seitens der Europäischen Kommission nunmehr Österreich zugestandenen 
"interpretativen Erklärungen" zum Abkommen sind nicht mehr als ein Placebo und 
ändern nichts am Vertragstext. 

Dass die auf diesem "CETA-Beipackzettel" festgeschriebenen Formulierungen das 
Papier nicht wert sind , auf dem sie geschrieben sind , unterstreicht indirekt auch der 
Europarechtler Obwexer, der im Ö1-Morgenjournal vom 7. Oktober 2016 
unmissverständlich feststellte , dass "die nun vorliegende Erklärung lediglich zur 
Interpretation des Abkommens diene, aber nicht rechtlich bindend sei. " 
"Um das zu erreichen müsste der Vertrag aufgeschnürt und die Erklärung hinein 
genommen werden, U so Obwexer weiter. 
(APA0 63 I 07 . 10 . 2 0 16 ) 
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Genau das fordert unter anderem auch beispielsweise AK-Präsident Rudi Kaske: 
"Interpretative Deklarationen werden sicher nicht ausreichen. Geändert werden 
müssen die kritischen Bereiche im Vertragstext. Oie EU Kommission muss sich 
bewegen ", fordert Kaske. 
"An den problematischen Vertragsinhalten - Stichwort Schiedsgerichte - muss sich in 
der Substanz etwas ändern ", verlangt AK Präsident Kaske. Und weiter: "Solange sich 
die EU Kommission nicht bewegt, sprich Änderungen am ursprünglichen 
Vertragstext untersagt, so lange werden wir weiterhin Druck machen. 11 

Dass Ceta in der österreichischen Bevölkerung mehr als umstritten ist, zeigen auch 
die jüngsten Umfrage-Ergebnisse, wonach drei Viertel der befragten Personen das 
Handelsabkommen zwischen der EU und Kanada ablehnen. "Angesichts dieser 
Zahlen ist es umso mehr an der Zeit, mehr auf begründete Einwände zu hören", sagt 
Kaske in Richtung EU Kommission. 
OTS0190, 23. Sep. 2016 

Beide Abkommen bedeuten unter anderem ein Absacken der heimischen 
Lebensmittelqualität sowie einen Todesstoß für die österreich ischen Bauern . 
Österreich wird nicht mehr der "Fe inkostladen" Europas sein . 
Weiters drohen durch diese Abkommen Gefahren in vie len Bereichen , wie für den 
heimischen Verbraucher-, Arbeitnehmer- und Umweltschutz. 
Das Ende des Vorsorgeprinzips sowie die indiskutable Einrichtung von 
Schiedsgerichten , die es amerikanischen und kanadischen Konzernen ermöglichen 
würden , gegen vitale Interessen unseres Landes und unserer heimischen Bevölkerung 
vorzugehen , sind weitere , klar abzulehnende Punkte. 

Abgesehen von faktisch belegten Risiken und Gefahren in den beiden Abkommen ist 
auch der Willensbildungsprozess rund um diese Abkommen aus demokratiepolitischer 
Sicht inakzeptabel und der Widerstand in der österreichischen Bevölkerung -
verständlicherweise - inzwischen groß. 
Das Gebot der Stunde muss es daher sein , dem vorl iegenden fert igen CETA­
Vertragstext eine klare Absage zu erteilen und die weiteren Verhand lungen zu TTIP 
end lich zu stoppen . 

Daher stellen die unterfertigten Abgeordneten folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle besch ließen: 

"Die Mitglieder der Bundesregierung , insbesondere der Bundeskanzler, werden 
aufgefordert, auf Europäischer Ebene im Sinne der Wahrung der Interessen und des 
Schutzes der österreichischen Bevölkerung Position gegen die Freihandelsabkommen 
TTIP und CETA zu beziehen und beiden eine kl re Absage zu erteilen ." 

;' 
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